
 

  

S 17 R 572/13

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Detmold
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 17
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 17 R 572/13
Datum 12.07.2016

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 R 702/19
Datum 14.11.2018

3. Instanz

Datum 16.08.2019

Die Klage wird abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin betreibt eine Steuerberatungsgesellschaft. Der Beigeladene war vom
01.08.2007 bis zum 31.08.2010 als freier Mitarbeiter bei der KlÃ¤gerin beschÃ¤ftigt.
Sein Aufgabengebiet umfasste die Anfertigung von SteuererklÃ¤rungen, die
Vorbereitung der JahresabschlÃ¼sse und der Einnahmen-Ã�berschussrechnung
sowie RentabilitÃ¤tsberechnungen. Der Beigeladene erledigte seine Arbeiten in der
Regel von seinen eigenen BÃ¼ro aus an der I StraÃ�e 000b in 00000 H. Im BÃ¼ro
der KlÃ¤gerin arbeitete der Beigeladene in der Regel nur etwa 2 bis 3 Stunden in
der Woche. Der wÃ¶chentliche Arbeitsumfang umfasste etwa 10 bis 12 Stunden.
Unterlagen fÃ¼r die Bearbeitung der ErklÃ¤rungen nahm der Beigeladene mit und
bearbeitete die AuftrÃ¤ge von seiner GeschÃ¤ftsadresse aus.

Zwischen der KlÃ¤gerin und dem Beigeladenen wurde ein Teleauftragsvertrag nach
dem die wÃ¶chentliche Arbeitszeit nach Â§ 7 des Vertrages ohne Pausen maximal
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30 Stunden betrage. Aus diesem Vertrag ergab sich auch aus Â§ 4 der Umfang der
TÃ¤tigkeit des Beigeladenen und aus Â§ 5 der Arbeitsort. Nach Â§ 6 Abs. 1 dieses
Vertrages wurden die notwendigen Arbeitsmittel fÃ¼r den Telearbeitsplatz fÃ¼r die
Zeit des Bestehens dieses Telearbeitsplatzes vom Auftraggeber kostenlos zur
VerfÃ¼gung gestellt und bleiben im Eigentum des Auftraggebers. Eine Inventarliste
ist als Anlage dem Antrag beigefÃ¼gt. Ferner trÃ¤gt der Auftraggeber die Kosten
zur Errichtung der notwendigen Leistungen.

Der Beigeladene gab der Beklagten eine detaillierte Beschreibung seiner TÃ¤tigkeit,
wies auf vorherige ArbeitsvertrÃ¤ge hin, gab eine Inventarliste ab, erlÃ¤uterte den
Unterschied zur vorherigen TÃ¤tigkeit, fÃ¼hrte aus, dass er eigene
GeschÃ¤ftsrÃ¤ume unterhalte und kein eigenes Kapital einsetze usw.

Anfang des Jahres 2012 beantragte der Beigeladene bei der Beklagten die
Feststellung des sozialversicherungsrechtlichen Status fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit bei der
KlÃ¤gerin.

Mit dem angefochtenen Bescheid vom 15.10.2012 stellte die Beklagte nach
vorangegangener AnhÃ¶rung fest, dass die TÃ¤tigkeit des Beigeladenen bei der
KlÃ¤gerin in der Zeit vom 01.08.2007 bis zum 31.08.2010 im Rahmen eines
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausgeÃ¼bt wurde. In dem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bestehe Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege-
und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung.

Mit Bescheid vom 15.10.2012 stellte die Beklagte auch gegenÃ¼ber dem
Beigeladenen fest, dass seine TÃ¤tigkeit bei der KlÃ¤gerin im Zeitraum
vom01.08.2007 bis zum 31.08.2010 im Rahmen eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausgeÃ¼bt worden sei und der Versicherungspflicht
unterliege.

Gegen diesen Bescheid erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch und wies darauf hin, dass
die GesamtwÃ¼rdigung in der vorliegenden Sache eindeutig gegen ein
abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis sprÃ¤che. Der Beigeladene sei weder in
die Arbeitsorganisation ihrer Kanzlei eingegliedert gewesen noch habe ein
persÃ¶nliches AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis bestanden, noch sei er hinsichtlich der
DurchfÃ¼hrung, Arbeitszeit, Dauer und Ort der TÃ¤tigkeit weisungsgebunden
gewesen. FÃ¼r eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit sprÃ¤che auÃ�erdem, dass der
Beigeladene eine betriebswirtschaftliche Ausbildung absolviert habe. Er sei als
freier Mitarbeiter fÃ¼r die Aufgabengebiete Anfertigung von Ratinganalysen,
betriebswirtschaftlichen Beratungen in Sachen ExistenzgrÃ¼ndungen, die
Anfertigung von SteuererklÃ¤rungen, die Vorbereitung der JahresabschlÃ¼sse, die
DurchfÃ¼hrung von RentabilitÃ¤tsberechnungen, die PrÃ¼fung von
Steuerbescheiden, die Vorbereitung von EinsprÃ¼chen, die Stellung von AntrÃ¤gen
auf GewÃ¤hrung und WeitergewÃ¤hrung von GrÃ¼ndungszuschÃ¼ssen, die
Erstellung betriebswirtschaftlicher Analysen und die Bewertung von Unternehmen
zustÃ¤ndig gewesen. Der Beigeladene selbst habe ausdrÃ¼cklich auf eine
freiberufliche Mitarbeit bestanden. Er habe Ã¼ber ein eigenes BÃ¼ro verfÃ¼gt; im
BetriebsgebÃ¤ude der KlÃ¤gerin habe er keinen festen Arbeitsplatz gehabt.
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AuÃ�erdem habe er zahlreiche weitere Auftraggeber gehabt und eigene
Betriebsmittel sowie persÃ¶nliches Kapital eingesetzt.

Mit Widerspruchsbescheid vom 14.06.2013 wies die Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Die Beklagte fÃ¼hrte aus, dass entscheidend fÃ¼r die
versicherungsrechtliche Beurteilung das Gesamtbild der TÃ¤tigkeit nach MaÃ�gabe
der den Einzelfall bestimmenden rechtlichen und tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse sei.

Hiergegen wendet sich die KlÃ¤gerin mit ihrer am 26.06.2013 erhobenen Klage, mit
der sie weiterhin die Feststellung begehrt, dass die TÃ¤tigkeit des Beigeladenen im
Zeitraum vom 01.08.2007 bis 31.08.2010 nicht der Versicherungspflicht in der
Rentenversicherung und nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterliege.

Diverse Merkmale sprÃ¤chen fÃ¼r ein selbstÃ¤ndiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis.
Es seien keine festen Arbeitszeiten vereinbart worden. Die Beigeladene habe die
AuftrÃ¤ge in seiner eigenen BetriebsstÃ¤tte, nÃ¤mlich seinem eigenen BÃ¼ro,
durchgefÃ¼hrt. Er habe auch Ã¼ber eine eigene Betriebsausstattung verfÃ¼gt.
Ihm sei der Einsatzort nicht vorgeschrieben worden. Der Beigeladene sei als
Auftragnehmer auch jederzeit berechtigt gewesen, eigene Vertreter einzusetzen. Er
habe eigenes Kapital eigesetzt, z.B. die Ausstattung seiner BÃ¼rorÃ¤ume, eigene
Hardware und Software. Es habe auch keine Verpflichtung bestanden, die
geleisteten Arbeitszeiten fÃ¼r den Auftraggeber zu dokumentieren. Der
Beigeladene sei nicht als festangestellter Mitarbeiter der KlÃ¤gerin aufgetreten und
seine TÃ¤tigkeit habe sich auch wesentlich von denen der festangestellten
Mitarbeiter der KlÃ¤gerin unterschieden. Die VergÃ¼tung sei auf der Grundlage von
Honorarabrechnungen und unabhÃ¤ngig erfolgt. Auch habe der Beigeladene selbst
fÃ¼r seine aus seinen Dienstleistungen entstehenden finanziellen SchÃ¤den
gehaftet. Die gesamten UmstÃ¤nde sprÃ¤chen fÃ¼r eine freiberufliche TÃ¤tigkeit.
Auch stellten die Honorare, die der Beigeladene der KlÃ¤gerin in Rechnung gestellt
habe nur einen verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig geringen Teil seiner Einnahmen dar. Auch sei
der Beigeladene im GeschÃ¤ftsverkehr als Unternehmensberater aufgetreten und
habe ausdrÃ¼cklich auf seine akademische Qualifikation Diplom-Betriebswirt
verwiesen.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Bescheid der Beklagten vom 15.10.20212 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14.06.2013 aufzuheben und festzustellen, dass der
Beigeladene ab dem 01.08.2007 bis zum 31.08.2010 im Rahmen seiner TÃ¤tigkeit
fÃ¼r die KlÃ¤gerin nicht versicherungspflichtig in der Rentenversicherung sowie
nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung ist.

Die Beklagte beantragt sinngemÃ¤Ã�,

die Klage abzuweisen.

Es habe kein erhebliches Unternehmerrisiko fÃ¼r den Beigeladenen bestanden.
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Die Beklagte ist der Auffassung, dass die Tatsache, dass der Beigeladene nicht an
einen festen Arbeitsort gebunden war, ihn nicht von anderen AuÃ�endiensten-,
Heim- oder Telearbeitern unterscheide. Aus einer freieren Gestaltung der Arbeitszeit
kÃ¶nne nicht zwingend auf das Nichtbestehen einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung
geschlossen werden. Freie Gestaltung der Arbeitszeit erfahre in den FÃ¤llen eine
EinschrÃ¤nkung, in denen dem Beigeladenen die freie Gestaltung der Arbeitszeit
Ã¼berlassen wurde, diese GestaltungsmÃ¶glichkeit jedoch durch zeitliche
EinschrÃ¤nkung von Abgabeterminen z. B. faktisch begrenzt sei. Auch sei es fÃ¼r
die Beurteilung des Sozialversicherungsrechtlichen Status nicht von Belang, dass
der Beigeladene fÃ¼r mehrere Auftraggeber tÃ¤tig werden kÃ¶nne. Die TÃ¤tigkeit
fÃ¼r mehrere Auftraggeber sei durchaus Ã¼blich; jedes der VertragsverhÃ¤ltnisse
sei dann fÃ¼r sich getrennt zu beurteilen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte und die Verwaltungsakten der Beklagten, die Gegenstand der
ErÃ¶rterung am 21. Januar 2016 gewesen sind, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet.

Der angefochtene Bescheid vom 15.10.2012 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14.06.2013 ist rechtmÃ¤Ã�ig und beschwert die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten im Sinne des Â§ 54 Abs. 2 S. 1 Sozialgerichtsgesetz
(SGG). Zu Recht hat die Beklagte die Versicherungspflicht des Beigeladenen in der
Rentenversicherung und nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung fÃ¼r seine
TÃ¤tigkeit bei der KlÃ¤gerin festgestellt.

Nach Â§ 7 Abs. 1 des Vierten Buches des Sozialgesetzbuches â�� Gemeinsame
Vorschriften fÃ¼r die Sozialversicherung (SGB IV) â�� ist BeschÃ¤ftigung die
nichtselbstÃ¤ndige Arbeit, insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Anhaltspunkte
fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung sind eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und die
Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers.

Abgrenzungskriterium der BeschÃ¤ftigung von anderen VertragsverhÃ¤ltnissen ist
der Grad der persÃ¶nlichen AbhÃ¤ngigkeit, in der sich der zur Dienstleistung
Verpflichtete befindet. BeschÃ¤ftigter ist, wer seine vertraglich geschuldete
Leistung im Rahmen einer von Dritten bestimmten Arbeitsorganisation erbringt.
Diese Eingliederung in eine fremde Arbeitsorganisation zeigt sich unter anderem
darin, dass der BeschÃ¤ftigte einem Weisungsrecht seines Vertragspartners
unterliegt, das Inhalt, DurchfÃ¼hrung, Zeit, Dauer und Ort der TÃ¤tigkeit betreffen
kann. Insbesondere bei Diensten hÃ¶herer Art kann diese Weisungsgebundenheit
zur funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess verfeinert sein.

Eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit hingegen wird durch die freie
VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft sowie die im Wesentlichen
frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit und dem Vorliegen eines
unternehmerischen Risikos, dem aber entsprechende unternehmerische Chancen
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und MÃ¶glichkeiten gegenÃ¼ber stehen mÃ¼ssen, gekennzeichnet.

Entscheidend fÃ¼r die versicherungsrechtliche Beurteilung ist das Gesamtbild der
TÃ¤tigkeit nach MaÃ�gabe der fÃ¼r den Einzelfall bestimmenden rechtlichen und
tatsÃ¤chlichen Gestaltung der VerhÃ¤ltnisse, wozu auch â�� unabhÃ¤ngig von ihrer
AusÃ¼bung â�� die einem Beteiligten zustehende Rechtsmacht gehÃ¶rt.
MaÃ�gebend ist die Rechtsbeziehung, so wie sie praktiziert wird, und die
praktizierte Beziehung, sowie sie rechtliche zulÃ¤ssig ist. Auf die Bezeichnung, wie
sie die Parteien ihrem RechtsverhÃ¤ltnis gegeben haben oder eine von ihnen
gewÃ¼nschte Rechtsfolge, kommt es hingegen nicht an.

Die zu beurteilende TÃ¤tigkeit als Steuerfachwirt besteht u.a. in der Erstellung von
BuchfÃ¼hrungen, Umsatzsteuer-Voranmeldungen, Jahresabschlussarbeiten,
RentabilitÃ¤tsberechnungen u. a.

Nach GesamtwÃ¼rdigung aller zur Beurteilung der TÃ¤tigkeit relevanten Tatsachen
Ã¼berwiegen die Merkmale fÃ¼r ein abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis.

Der Beigeladene trug kein Unternehmerrisiko.

Das Unternehmerrisiko stellt ein wichtiges Indiz fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
dar und ist mit dem Einsatz eigenen Kapitals verbunden. Das Unternehmerrisiko ist
zum Einen durch den Einsatz finanzieller Mittel geprÃ¤gt, um einen zum Zeitpunkt
des Einsatzes dieser Mittel ungewissen Gewinn zu erzielen zum anderen aber auch
durch das Risiko des Einsatzes der eigenen Arbeitskraft, wenn offenbleibt, ob der
Arbeitende fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit Ã¼berhaupt Entgelt erhÃ¤lt. Zum Tragen des
Unternehmerrisikos ist zu berÃ¼cksichtigen, dass die Zuweisung von Risiken fÃ¼r
den Arbeitenden nur dann fÃ¼r SelbstÃ¤ndigkeit spricht, wenn damit grÃ¶Ã�ere
Freiheiten und grÃ¶Ã�ere VerdienstmÃ¶glichkeiten verbunden sind, die nicht
bereits in der Sache angelegt sind, weil allein die Zuweisung zusÃ¤tzlicher Risiken
einen abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigten noch nicht zum SelbstÃ¤ndigen macht.

Der Beigeladene hat ausschlieÃ�lich seine eigene Arbeitskraft eingesetzt und war
funktionsgerecht dienend in einer fremden Arbeitsorganisation tÃ¤tig. Der Einsatz
erheblichen Kapitals mit dem Risiko des Verlustes war in seinem Fall nicht
erkennbar. FÃ¼r die ErfÃ¼llung des Auftrages setzte der Beigeladene teilweise
eigene Arbeitsmittel ein und teilweise wurden ihm diese von der KlÃ¤gerin
kostenlos zur VerfÃ¼gung gestellt. Er setzte eigene Betriebsmittel daher nur in
geringen Umfang ein. Der Einsatz von eigenem Kapital in erheblichen Umfang ist zu
verneinen. Auch wenn er Ã¼ber eigene Hard- bzw. Software fÃ¼r die ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeit verfÃ¼gt hat begrÃ¼ndet dies noch kein unternehmerisches Risiko mit
eigenstÃ¤ndigen Gewinn- und Verlustchancen.

Die Tatsache, dass der Beigeladene die TÃ¤tigkeit Ã¼berwiegend von der eigenen
Wohnung ausgeÃ¼bt hat, ist kein ausreichendes Indiz fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit. Vielmehr gelten auch Heimarbeiter nach Â§ 12 Abs. 2 Sozialgesetzbuch
IV (SGB IV) als BeschÃ¤ftigte. In Zeiten moderner KommunikationsmÃ¶glichkeiten
kommt dem Arbeitsort und den festgelegten Arbeitszeiten immer geringere
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Bedeutung zu, da wegen der KontaktmÃ¶glichkeiten und Berichtspflichten trotzdem
eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Auftraggebers und eine
Ã�berwachung der Arbeitsleistung durch den Auftraggeber vorhanden bleibt.

Auch die Tatsache, dass der Beigeladene noch fÃ¼r andere Auftraggeber tÃ¤tig
war, schlieÃ�t das Vorliegen eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses im hier zu
beurteilenden Rahmen nicht aus. Vielmehr ist fÃ¼r jedes AuftragsverhÃ¤ltnis
gesondert zu prÃ¼fen, ob die jeweilige TÃ¤tigkeit selbstÃ¤ndig oder im Rahmen
eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausgeÃ¼bt wird.

Ob der Auftragnehmer auch fÃ¼r andere Auftraggeber tÃ¤tig wird, ist fÃ¼r die
Statusabgrenzung fÃ¼r das vorliegende ArbeitsverhÃ¤ltnis nicht relevant (vergl.
Urteil LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 14.02.2012 â�� L 11 KR 3007/11). Es ist
allein auf die VerhÃ¤ltnisse abzustellen, die nach Annahme des jeweiligen
Einzelauftrages im Hinblick hierauf bestehen (BSG, Urteil vom 28.09.2011 â�� B 12
R 17/09).

Die Tatsache, dass der Beigeladene neben der hier zu beurteilenden TÃ¤tigkeit
fÃ¼r andere Auftraggeber tÃ¤tig geworden ist, ist demnach nicht Gegenstand des
Klageverfahrens. Zur Feststellung des sozialversicherungsrechtlichen Status nach 
Â§ 7a SGB IV ist grundsÃ¤tzlich jedes VertragsverhÃ¤ltnis und jede TÃ¤tigkeit
einzeln zu beurteilen. Bei der Statusfeststellung handelt es sich nÃ¤mlich um eine
detaillierte PrÃ¼fung aller Kriterien, die in gefestigter Rechtsprechung entwickelt
wurden. Diese sind je nach Einzelfall in ihrer Gesamtheit zu werten.

Wenn die KlÃ¤gerin im ErÃ¶rterungstermin am 25.01.2016 darauf hingewiesen hat,
dass viele Vorgaben, die im Tele-Arbeitsvertrag aufgenommen worden waren, so in
der Praxis nicht umgesetzt worden seien, kann dies keine Auswirkungen auf die
Beurteilung des Status des Beigeladenen haben. Das BSG hat in seiner
Entscheidung vom 24.01.2007 (B 12 KR31/06 R) darauf hingewiesen, dass die
vertraglichen Regelungen fÃ¼r die Beurteilung maÃ�gebend sind, wenn es an
Anhaltspunkten dafÃ¼r fehle, dass die entsprechenden WillenserklÃ¤rungen
rechtlich nicht ernst gemeint oder unter der rechtlichen Voraussetzung eines
ScheingeschÃ¤ftes abgegeben worden wÃ¤ren.

Es ist somit nicht in der Belieben eines Einzelnen gestellt, die Wirkung einer
gÃ¼ltigen vertraglichen Vereinbarung je nach MaÃ�gabe der individualen
NutzfÃ¤higkeit auf bestimmte Rechtsgebiete zu beschrÃ¤nken.

Zudem sind auch steuerrechtliche Aspekte wie die eigenstÃ¤ndige Anmeldung des
Einkommens bei den FinanzbehÃ¶rden fÃ¼r den Bereich der Sozialversicherung
und fÃ¼r die Abgrenzung zwischen einer unternehmerischen TÃ¤tigkeit und einer
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung nicht rechtsverbindlich.

SchlieÃ�lich war der Beigeladene ausschlieÃ�lich im Namen und auf Rechnung der
KlÃ¤gerin tÃ¤tig, er rechnete nicht selbst mit den Kunden ab, vielmehr wurden
seine Arbeiten als Steuerfachwirt Ã¼ber die KlÃ¤gerin zur Abrechnung gebracht.
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Somit spricht das Gesamtbild der TÃ¤tigkeit des Beigeladenen fÃ¼r eine
abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 15.11.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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